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Rechtssatz 

Im Falle der Durchführung der Spiele, wie sie nach den Feststellungen der belangten Behörde im Beschwerdefall 
erfolgte (Computer, mit denen man über Internet in eine Reihe von Plattformen - u.a. auch in Portale, die es 
ermöglichen, sich an Glücksspielen in verschiedenen Formen zu beteiligen - gelangen kann), können keine 
Glücksspielapparate im Sinne des § 2 Abs. 2 und 3 GSpG vorliegen. Das Ergebnis der Spiele wird in diesem Fall 
"zentralseitig" herbeigeführt. Es kann daher weder ein Glücksspielapparat nach § 2 Abs. 2 GSpG, noch ein 
Glücksspielautomat nach § 2 Abs. 3 GSpG vorliegen. 


